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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Christa Luft 
und der weiteren Abgeordneten der PDS 
— Drucksache 13/463 — 

Nutzung des Forschungspotentials für effektive Kooperation mit den früheren 
Ländern des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 

1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Forschungs-
potential in den früheren RGW-Ländern und speziell in Rußland stär-
ker für eine effektive Kooperation mit deutschen Partnern zu nutzen 
und somit Handel und Beschäftigung zu fördern? 

In den Jahren 1986 bis 1990 hat die Bundesregierung mit allen 
europäischen Ländern, die dem früheren RGW angehörten, 
Regierungsabkommen über wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit abgeschlossen (mit Rumänien bereits 1973), die die 
Grundlage für den Beginn einer kontinuierlichen staatlich geför-
derten Kooperation bildeten. Mit einer Reihe von Ländern wurden 
diese Regierungsabkommen durch Ressortabkommen ergänzt, 
zum Beispiel auf den Gebieten Agrarforschung, medizinische 
Wissenschaften, Weltraumforschung, friedliche Nutzung der 
Kernenergie und Umweltforschung. 

Durch die politischen Umwälzungen der letzten Jahre ist die 
Forschungskooperation mit den Staaten der früheren Sowjetunion 
und den mittel- und osteuropäischen Ländern zu einem neuen 
Schwerpunkt der Beziehungen mit diesen Staaten geworden. Sie 
umfaßt Vorhaben der Grundlagenforschung wie auch der techno-
logischen und wirtschaftsnahen Forschung und erstreckt 
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sich auf nahezu alle Gebiete der Natur- und Ingenieurwissen-
schaften. Besonders gesuchte Partner sind Forschungseinrichtun-
gen und Unternehmen — zunehmend auch Hochschulen — Ruß-
lands, auf die mindestens ein Drittel aller Aktivitäten entfällt. Das 
Interesse an der Zusammenarbeit mit den ehemaligen RGW-
Ländern wächst in dem Maße, in dem die gegenseitige Informa-
tion über die Leistungsprofile der Forschungseinrichtungen, 
Hochschulen und Unternehmen verbessert wird. 

Die Bundesregierung hat deshalb die Teilnahme von besonders 
leistungsfähigen technologieorientierten Unternehmen aus die-
sen Ländern an Fachmessen in Deutschland finanziell unterstützt 
sowie Leistungsprofile von Forschungsinstituten, Hochschulen 
und Unternehmen aus Rußland, der Ukraine und einigen anderen 
Staaten erarbeiten und sowohl im Inland als auch in internatio-
nalen Gremien verbreiten lassen. 

Deutsche Unternehmen haben grundsätzlich Interesse daran, das 
Forschungspotential der ehemaligen RGW-Staaten zu nutzen. 
Einige größere deutsche Firmen haben deshalb mit wissenschaft-
lichen Einrichtungen dieser Länder Kooperationsverträge ge-
schlossen (z. B. zwischen Chemieindustrie und Materialwissen-
schaften). Dabei geht es der deutschen Industrie auch darum, 
leistungsfähige Forschergruppen in den ehemaligen RGW-Staa-
ten im Interesse einer langfristigen Zusammenarbeit gemeinsam 
weiterarbeiten zu lassen, statt einzelne Spezialisten abzuwerben. 

Es ist zu erwarten, daß zunehmende Transformationsfortschritte, 
insbesondere eine Verbesserung der wirtschaftlichen und recht-
lichen Rahmenbedingungen, in einer Reihe ehemaliger RGW

-

Länder günstige Kooperationsvoraussetzungen mit Auswirkun-
gen auch auf Handel und Beschäftigung schaffen werden. 

2. Welche Fördermöglichkeiten bestehen dazu? 

a) Mit Förderung des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie aus seinen Fachprogram-
men wurden in den Jahren 1992 bis 1994 über 120 Forschungs-
vorhaben unter Teilnahme von Wissenschaftlern aus früheren 
RGW-Ländern durchgeführt. Für diese Vorhaben standen Mit-
tel in Höhe von etwa 150 Mio. DM zur Verfügung. Im Unter-
schied zum üblichen Vorgehen bei internationalen Koopera-
tionsprojekten, bei denen die Haushaltsmittel ausschließlich 
für den Anteil des deutschen Kooperationspartners vorgesehen 
sind, werden über die Vergabe von Unteraufträgen zum Teil 
auch Partner aus den ehemaligen RGW-Ländern finanziell un-
terstützt. Wichtige Bereiche sind die Weltraumforschung (z. B. 
der MIR-Mitflug des deutschen Astronauten Flade), die Mee-
res- und Polarforschung und die physikalische Grund-
lagenforschung (z. B. Kooperation mit dem Vereinigten Institut 
für Kernforschung in Dubna). 

Das Bundesministerium für Wirtschaft leistet in zwei Bereichen

-

unmittelbare finanzielle Unterstützung für die branchenspezi- 
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fische Zusammenarbeit deutscher Unternehmen mit Unterneh-
men und Einrichtungen der früheren Sowjetunion. Seit 1992 
gibt es für die Flugzeugindustrie Haushaltsmittel zur Förde-
rung von Kooperationsprojekten. Gerade wegen der Rüstungs-
lastigkeit der Luftfahrtindustrie in der früheren Sowjetunion 
hat Deutschland ein erhebliches Interesse daran, daß die Kon-
version zur zivilen Fertigung und die Einbindung vor allem der 
russischen Luftfahrtindustrie in die Weltwirtschaft vollzogen 
wird. Gefördert werden in erster Linie Machbarkeitsstudien, 
mit denen Betriebe in Deutschland und der früheren Sowjet-
union auf konkreten Technologiefeldern die Möglichkeiten 
und Bedingungen einer Zusammenarbeit prüfen können. Seit 
1995 ist auch der Raumfahrtbereich in diese Art der Zusam-
menarbeit einbezogen. Der entsprechende Haushaltstitel für 
die Luft- und Raumfahrtindustrie beläuft sich auf 6 Mio. 
DM. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat im Zeitraum 1992 bis 1994 1,5 Mio. DM für den 
Aufbau eines Umweltbeobachtungssystems zur Verfügung ge-
stellt. 

b) Zur Anbahnung und Flankierung wissenschaftlich-technischer 
Zusammenarbeit bei definierten Projekten, deren Grundfinan-
zierung jede Seite selbst aufbringt, stellt das Bundesministe-
rium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
Haushaltsmittel für die Entsendung deutscher Wissenschaftler 
in frühere RGW-Länder und die Aufnahme von Wissenschaft-
lern aus diesen Ländern in Deutschland zur Verfügung. In 
Anbetracht der wirtschaftlichen Krisensituation in vielen Part-
nerländern werden von deutscher Seite in begrenztem Umfang 
im Rahmen der Projekte auch Geräte und Verbrauchsmaterial 
für dortige Forschergruppen finanziert. Gegenwärtig werden 
über 300 derartige Vorhaben mit Ländern des früheren RGW 
gemeinsam bearbeitet; sie fördern die wechselseitige System-
kenntnis und den Aufbau eines gegenseitigen Vertrauensver-
hältnisses, was Voraussetzung für partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit im Rahmen von Fachprogrammen ist. 

c) Ein weiteres wichtiges Instrument ist das Wissenschaftsunter-
stützungsprogramm für Mittel- und Osteuropa, das aus Mitteln 
des TRANSFORM-Programms der Bundesregierung finanziert 
wird. In den Jahren 1992 bis 1994 standen dem Bundesministe-
rium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
dafür insgesamt 65 Mio. DM zur Verfügung. Dieses Programm 
tritt neben die herkömmliche Zusammenarbeit und soll zur 
Konsolidierung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
sowie zur Erhaltung der internationalen Kooperationsfähigkeit 
der osteuropäischen Reformstaaten beitragen. Im einzelnen 
werden folgende Maßnahmen gefördert: 

— Unterstützung bei der Umgestaltung des Forschungs- und 
Technologiesystems, 

— Verbesserung der Forschungsinfrastruktur, 

— Stabilisierung leistungsfähiger Forschergruppen, 
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— Hilfe beim Einsatz fortgeschrittener Technologien, insbeson-
dere in den Bereichen Umweltschutz und Energie. 

Darüber hinaus unterstützt das Bundesministerium für Wirt-
schaft im Rahmen des TRANSFORM-Programms den Aufbau 
von Technologie- und Gründerzentren in einigen ehemaligen 
RGW-Ländern. 

Als Hilfe zur Selbsthilfe haben diese Maßnahmen vorüber-
gehenden Charakter. 

d) Unternehmensbezogene wissenschaftliche Kontakte werden 
vornehmlich durch die von der Bundesregierung finanziell 
geförderte Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver-
einigungen e. V. vermittelt. 

Bei den vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie getragenen Programmen 

— Forschungskooperation 
Laufzeit 1993 bis 1998 

— Auftragsforschung und -entwicklung Ost 
Laufzeit 1990 bis 1994 

— Auftragsforschung und -entwicklung West-Ost 
Laufzeit 1991 bis 1996 

sind transnationale Kooperationen in Forschung und Entwick-
lung ausdrücklich erwünscht und werden in der Durchführung 
durch vergleichsweise günstigere Förderkonditionen besser-
gestellt als ausschließlich nationale Kooperationen. 

Von insgesamt 986 bewilligten Projekten im Rahmen des Pro-
gramms „Forschungskooperation" werden bisher 110 trans-
national, davon 31 gemeinsam mit Einrichtungen aus früheren 
RGW-Ländern durchgeführt (Mittelaufwand: rd. 4,4 Mio. DM). 
Im Rahmen des Programms „Auftragsforschung Ost" werden 
16 Vorhaben mit Auftragnehmern aus ehemaligen RGW-Län-
dern bearbeitet (Mittel: 1,7 Mio. DM). 

Das Bundesministerium für Wirtschaft fördert drei Forschungs-
projekte von Mitgliedsvereinigungen der Arbeitsgemeinschaft 
Industrieller Forschungsvereinigungen e. V. mit Partnern aus 
den ehemaligen RGW-Staaten. 

Mit Experten und Unternehmen aus Deutschland und dem 
ehemaligen RGW-Bereich wurden von der Ost-West-Wirt-
schaftsakademie in Berlin im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft zehn Seminare zu konkreten grenzüberschrei-
tenden Formen der Kooperation in Forschung und Entwicklung 
sowie zum Technologietransfer durchgeführt. Damit soll der 
Aufbau mittelständischer Strukturen in den Reformstaaten 
unterstützt werden. 

Kontakte zur Kooperationsanbahnung vermittelt vor allem das 
von der Bundesregierung finanziell geförderte Kooperations-
büro der Deutschen Wirtschaft in Berlin sowie die Bundesstelle 
für Außenhandelsinformation. Mit finanzieller Unterstützung 
der Bundesregierung wird auch die Entwicklung von Kontak-
ten durch Symposien gefördert, bei denen deutsche Unterneh- 
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men mit potentiellen Partnern aus dem ehemaligen RGW-Bereich 
zusammentreffen können. Hierzu gehören unter anderem regel-
mäßige Sonderveranstaltungen anläßlich der Innovationsmessen 
in Leipzig. 

e) Ein wesentliches Element der Forschungskooperation mit dem 
früheren RGW-Bereich ist nicht zuletzt der Wissenschaftleraus-
tausch über die Organisationen der selbstverwalteten Wissen-
schaft. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat in den Jahren 1992 
bis 1994 den Austausch von fast 6 000 Wissenschaftlern mit 
einem Mitteleinsatz von etwa 20 Mio. DM gefördert, die Max-
Planck-Gesellschaft hat 1992/93 über 22 Mio. DM für 1 100 
Stipendiaten und Gastwissenschaftler aufgewandt, und die 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung hat 1992 bis 1994 360 For-
schungsstipendien vergeben. 

f) Über die nationalen Förderinstrumente hinaus setzt sich die 
Bundesregierung auch in der Europäischen Union und im Rah-
men internationaler Initiativen für die Öffnung von Program-
men für Forscher aus der ehemaligen RGW-Region bzw. für die 
Auflage spezifischer Programme ein: 

— Im Rahmen des 4. Forschungsrahmenprogramms der Euro-
päischen Union sind für den Zeitraum 1995 bis 1998 232 Mio. 
ECU für die Zusammenarbeit mit Ländern Mittel- und Ost-
europas einschließlich der früheren UdSSR vorgesehen. 

— Auf Initiative Deutschlands und Frankreichs wurde 1992 die 
„Internationale Vereinigung zur Förderung der Zusammen-
arbeit mit Wissenschaftlern aus den uanbhängigen Staaten 
der früheren Sowjetunion" (INTAS) geschaffen, die für rd. 
1 000 Vorhaben bis 1994 etwa 45 Mio. ECU zur Verfügung 
gestellt hat. 

— Das Internationale Wissenschafts- und Technologiezentrum 
(IWTZ) in Moskau, 1993 von Rußland, den USA, Japan und 
den Europäischen Gemeinschaften gegründet, hat im ersten 
Jahr seiner Tätigkeit 93 Projekte für bisher im Waffenbe-
reich tätige Wissenschaftler aus Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion beschlossen, die für mehr als 5 000 Personen 
eine auf zivile Zwecke gerichtete Forschungstätigkeit für 
eine Dauer von bis zu drei Jahren sichern. 

— Die Europäische Weltraumagentur (ESA) hat die russische 
Raumfahrt in den Jahren 1992 bis 1994 mit rd. 130 Mio. DM 
unterstützt. 

3. Welche Wirksamkeit hat die Förderung? 

Die Zusammenarbeit entwickelt sich zum beiderseitigen Vorteil. 
Mit den Maßnahmen der Bundesregierung konnte ein Beitrag zur 
Verringerung des „Brain-Drain" und zur Verbesserung der For-
schungsinfrastruktur geleistet werden. Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen aus den neuen Bundesländern haben ihre Be-
ziehungen zu früheren RGW-Partnern, insbesondere in Ruß-
land, wiederaufgenommen und ausgebaut. So ist beispielsweise 
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vor allem zwischen neuen selbständigen Firmen in den neuen 
Ländern und privatisierten Unternehmen und neu entstandenen 
Technologie- und Innovationszentren in den Nachfolgestaaten 
der UdSSR ein dichtes Netz von Verbindungen mit Chancen für 
die Forschungskooperation entstanden. 

Deutschland ist im Bereich von Forschung und Technologie ein 
weithin gesuchter Kooperationspartner. Die von der Bundesregie-
rung mit dem Einsatz erheblicher Haushaltsmittel geförderte For-
schungskooperation mit den Reformstaaten Mittel- und Osteuro-
pas wird von den Regierungen, der Wissenschaft und der Wirt-
schaft der Partnerländer als effektiv eingeschätzt. 

4. An welche Erweiterung der Förderung ist gedacht? 

Eine Erweiterung der finanziellen Förderung ist unter den herr-
schenden Haushaltszwängen gegenwärtig nicht möglich; die 
Bundesregierung strebt eine Fortsetzung ihres Engagements auf 
dem derzeitigen finanziellen Niveau an. 

Aussichten für eine Intensivierung der Zusammenarbeit sieht die 
Bundesregierung insbesondere über folgende Wege: 

— Fortsetzung der Unterstützung kleiner und mittlerer Unterneh-
men in Deutschland bei den Anbahnung von Kooperationsvor-

haben mit ehemaligen RGW-Ländern; 

— eventuelle Schuldenverrechnung Rußlands im Rahmen indu-
strieller Kooperation im Hochtechnologiebereich (wird z. B. für 
die Kooperation im Weltraumbereich geprüft; 

— verstärkte Einwerbung internationaler Mittel. 

 





 


